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Dioxinbeiastung im Boden 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat mit Schreiben vom 6. Juni 1989 - AG - FN 98/1 - namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Es ist das Ziel der Bundesregierung, die Belastung des Menschen 
und der Umwelt durch Dibenzodioxine und Dibenzofurane 
(PCDD/PCDF), insbesondere auch soweit es den Wirkungsweg 
über die Nahrungsketten betrifft, so gering wie möghch zu halten. 

Trotz wissenschaftlicher Anstrengungen in den zurückliegenden 
Jahren sind über die Transfervorgänge Boden - Pflanze bislang 
immer noch wenige quantitative Erkenntnisse vorhanden. Die von 
Bund und Ländern zu dieser Fragestellung sowie zur Aufklärung 
der Hintergrundbelastung der Umwelt mit PCDD/PCDF in Auf- 
trag gegebenen Untersuchungen und Forschungsvorhaben wer- 
den diese Zusammenhänge weiter klären. 

Die Frage der Festsetzung von Grenzwerten für Dioxine in der 
Luft ist anläßhch der Novelherung der TA Luft 1986 zwischen 
Bund und Ländern erörtert worden. Als Ergebnis dieser Erörte- 
rung wurden keine Werte in die TA Luft übernommen. Soweit es 
Werte für den Boden betrifft, wird die Bundesregierung entspre- 
chend der Aufforderung des Bundesrates Vorschläge machen, 
sobald ausreichende Grundlagen dafür vorhanden sind. 


1. Welche Ergebnisse bundesweiter, landesweiter oder regionaler 
Untersuchungen über Dioxinbeiastung^) des Bodens sind der Bun- 
desregierung bekannt? 


Mit „Dioxinen“ sind die polyhalogenierten Dibenzodioxine und die polyhalo- 
genierten Dibenzofurane gemeint. 
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Die Umfrage bei den Ländern ergab, daß flächendeckende Unter- 
suchungen über die Dioxinbelastung der Böden derzeit nicht 
vorliegen. Sie können wegen der aufwendigen Analytik für grö- 
ßere Gebiete bis auf weiteres nur Stichprobenhaft durchgeführt 
werden. Da die bisherigen Untersuchungsergebnisse keine stati- 
stisch absicherbare Aussage zulassen, ob die gefundenen Meß- 
werte u. U. bereits als ubiquitäre Grundbelastung angesehen wer- 
den müssen, werden z. Z. im Rahmen von Bodenuntersuchungs- 
programmen in mehreren Ländern u. a. auch die Konzentrationen 
von PCDD/PCDF in Bodenproben untersucht. Die Ergebnisse 
stehen noch aus. Das Bayerische Staatsministerium für Landesent- 
wicklung und Umweltfragen hat mitgeteilt, daß eine landesweite 
Überblicksuntersuchung vorbereitet wird. 

Die bislang vorliegenden Daten erlauben es noch nicht, Angaben 
über die allgemeine Hintergrundbelastung oder gebietstypische 
Belastungsniveaus zu machen. 


2. Welche erhöhten Bodenbelastungswerte sind durch die Verwen- 
dung dioxinhaltiger Klärschlämme wo gemessen worden? 


Zur allgemeinen Problematik einer möglichen Dioxinbelastung 
der Böden durch die Anwendung von Klärschlämmen in der 
Landwirtschaft verweist die Bundesregierung auf die Beantwor- 
tung insbesondere folgender parlamentarischer Anfragen: 

— Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Frau Garbe und anderer und der Fraktion DIE 
GRÜNEN zu „Klärschlämme" (Drucksache 11/2756 vom 
4. August 1988) 

— Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Frau Hensel und der Fraktion DIE GRÜNEN zu 
„Müllverbrennung, Dioxin und Klärschlämme" (Drucksache 
11/3768 vom 21. Dezember 1988) 

— Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Wernitz und anderer und der Fraktion der 
SPD zu „Klärschlamm Verwendung und Entsorgung" (Druck- 
sache 11/3907 vom 25. Januar 1989). 

Repräsentative Untersuchungen über Dioxingehalte von Böden, 
auf denen Klärschlamm ausgebracht wurde, liegen noch nicht vor. 
Zur weiteren Klärung der Frage der Bodenbelastung hat die 
Bundesregierung ein Forschungsvorhaben der Universität Tübin- 
gen (Arbeitskreis Prof. Dr. Hagenmaier) gefördert, in dem ausge- 
wählte klärschlammbeaufschlagte Böden auf ihre Gehalte an 
PCDD/PCDF untersucht wurden. Die Veröffentlichung des 
Abschlußberichtes zu diesem Vorhaben wird derzeit vorbereitet. 

Bei den Ergebnissen dieser Untersuchung ist zu berücksichtigen, 
daß diese Böden in früheren Jahren nach heutigen Maßstäben 
weit überhöhte Klärschlammgaben (einmalige Gaben bis zu 
2 000 1 Kalk-Klärschlamm-Trockensubstanz je ha) mit nicht unter- 
suchten Schadstoffgehalten erhalten haben und somit nicht reprä- 
sentativ für klärschlammbeaufschlagte Böden sind. 
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Folgende Minimal-, Maximal- und Mittelwerte für die PCDD/ 
PCDF-Konzentrationen wurden in diesen mit Klärschlamm beauf- 
schlagten Böden angetroffen: 



Minimum 

ng/kg 

Mittel 

ng/kg 

Maximum 

ng/kg 

Summe PCDD 

815 

7 905 

20 796 

Summe PCDF 

0 

418 

1129 

Toxizitätsäquivalente 

4.4 

62.5 

261.2 


Die Zahlen zeigen, daß durch die Klärschlammanwendung bei 
hohen Aufbringungsmengen eine Erhöhung der PCDD/PCDF- 
Konzentrationen in den Böden verursacht werden kann, wenn die 
Schlämme nicht ausreichend auf Verunreinigungen mit diesen 
Stoffen kontrolliert werden. 

Das Ministerium für Umwelt Baden-Württemberg hat mitgeteilt, 
daß sich in einzelnen Fällen durch die Anwendung von Klär- 
schlamm die mittlere Dioxinbelastung im Vergleich zu unbe- 
schlammten Böden z. T. deutlich erhöht hat. In Niedersachsen 
werden derzeit im Rahmen eines Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhabens „Langzeitverhalten von Siedlungsabfällen'' Böden auf 
Dioxine untersucht. Speziell zur Beantwortung der Frage, ob 
Klärschlammausbringung zu einer Kontamination der Böden mit 
Dioxinen führt, werden im Aufträge des Niedersächsischen Mini- 
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in 80 von den 
Landbauaußenstellen der Landwirtschaftskammern Hannover 
und Weser-Ems genommenen Bodenproben die Gehalte an Dioxi- 
nen festgestellt. Die Vorhaben sind noch nicht abgeschlossen. 
Auch in Hessen ist eine derartige Untersuchung auf einer regel- 
mäßig beschlammten Fläche vorgesehen. Das Bayerische Staats- 
ministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen hat mitge- 
teilt, daß ein Programm zur Untersuchung von mit Klärschlamm 
beaufschlagten landwirtschaftlich genutzten Flächen hinsichtlich 
des Belastungspfades Boden-Pflanze-Tier in Vorbereitung ist. 


3. Inwieweit ist der Bundesregierung bekannt, daß auch in 
emittentenfernen Gegenden (z.B. im Schwarzwald) hohe Boden- 
belastungswerte ermittelt worden sind? Wodurch werden derartige 
Belastungen verursacht? 


Die Umfrage der Bundesregierung bei den Ländern hat ergeben, 
daß bisher keine Erkenntnisse über hohe Bodenbelastungswerte 
in „emittentenfernen" Gegenden vorliegen. Aus Baden- Württem- 
berg ist bekannt, daß bei zehn untersuchten Waldstandorten Dio- 
xingehalte in den organischen Auflagehorizonten festgestellt 
wurden, die deutlich über Meßergebnissen von landwirtschaftlich 
genutzten Böden liegen. 

Als Ursachen für die erhöhten dort angetroffenen Dioxinbelastun- 
gen kommen nach derzeitigem Kenntnisstand in Betracht: 
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— hohe Filterwirkung der Baumkronen für Luftschadstoffe, 

— enge Bindung der Dioxine an organische Substanzen und 
dadurch ein Anreicherungseffekt in der sich langsam zerset- 
zenden Waldstreu, 

— bedingt durch das geringe Volumengewicht der Streuauflage 
ergeben sich bei Waldböden vergleichsweise höhere Dioxin- 
konzentrationen je Gewichtseinheit als bei mineralischen 
Böden. 

Auf die Fläche bezogen sind die Dioxinmengen in Waldböden 
aufgrund der geringen Mächtigkeit der Streuauflage im Vergleich 
zu den landwirtschafthch genutzten Böden jedoch nur geringfü- 
gig erhöht. 

Zur Dioxinbelastung von Böden sowie von Tannen- und Fichten- 
nadeln des Schwarzwaldes werden derzeit im Auftrag der Lan- 
desregierung Baden- Württemberg ebenfalls von der Universität 
Tübingen (Arbeitskreis Prof. Dr. Hagenmaier) in Zusammenarbeit 
mit der Landesanstalt für Umweltschutz weitere Untersuchungen 
durchgeführt. 

Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat mitgeteüt, daß von der 
Landesanstalt für Immissionsschutz Stichprobenhaft an 17 Meß- 
punkten - davon 15 in Ballungsgebieten und zwei in Reinluftge- 
bieten - auch Messungen der PCDD-Gehalte in Böden vorgenom- 
men wurden. Die Dioxingehalte sind in den Reinluftgebieten 
deuthch niedriger. Auch die in den Ballungsgebieten angetroffe- 
nen Werte geben aber keinen Anlaß zur Besorgnis. 


4. a) Welche neueren Fälle von lokal erhöhten Bodenbelastungen 
sind nach Veröffentlichung des Berichts „Sachstand Dioxine" 
des Umweltbundesamtes vom November 1984 aufgetreten? 

b) In welchen Fällen konnte eine Kontamination der Lebensmittel 
festgesteUt werden? 

c) In welchen Fällen hatte die Bodenbelastung Folgen hinsichtlich 
einer landwirtschaftüchen Nutzung? 

d) In welchen Fällen ist eine Belastung des Grundwassers oder 
Trinkwassers bekanntgeworden? 


a) Der Bundesregierung sind nach Veröffenthchung des Berichts 
„Sachstand Dioxine" mehrere neue Fälle von lokal erhöhten 
Bodenbelastungen mit PCDD/PCDF im Bundesgebiet bekannt- 
geworden. Die Kenntnis beruht auf Mitteüungen der Länder 
und des Umweltbundesamtes. Es handelt sich dabei um Boden- 
belastungen mit PCDD/PCDF 

— in der Umgebung einer Metallschmelze in Rastatt, 

— in der Umgebung einer ehemaligen Kabelverschwelanlage 
in Craüsheim-Maulach, 

— in der Umgebung der stülgelegten Sondermülldeponie 
Münchehagen, 

— an folgenden Orten im Bereich der Hansestadt Hamburg: 
ehemahges Gelände der Fa. Boehringer, Deponien Müggen- 
burger Straße, Georgs werder, Brümmer und den Flächen 
Moorfleeter Brack, Ochsenwerder Landscheideweg, Havig- 
korster Moor Süd, 
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— auf dem Baugelände der Justiz Vollzugsanstalt Weiterstadt, 

— auf dem Gelände einer ehemaligen Sprengstoff-Fabrik in 
Hirschhagen, 

— auf dem Sanierungsgelände einer ehemaligen Altölraffine- 
rie in Hanau, 

— im Bereich einer chemischen Fabrik in Griesheim bei Darm- 
stadt, 

— auf dem Gelände einer ehemaligen Lösungsmittel- Aufberei- 
tungsfirma in Berlin (West). 

Die Kongenerenzusammensetzung und die festgestellten Kon- 
zentrationen der Belastungen mit PCDD sind dabei sehr unter- 
schiedlich. Am häufigsten wurden hochchlorierte Dioxin- und 
Furankongenere angetroffen. 

b) Eine für die menschliche Gesundheit bedenkliche Kontamina- 
tion der Lebensmittel wurde in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bisher nicht festgestellt. In den Fällen Rastatt und 
Crailsheim-Maulach wurden Pflanzenaufwuchs imd Lebens- 
mittel auf deren Dioxingehalte untersucht. Wegen nicht aus- 
reichender Vergleichs daten ist die Beurteilung, ob bei den 
festgestellten Konzentrationen eine über der allgemeinen 
Grundbelastung liegende Kontamination vorliegt, erschwert. 
Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirt- 
schaft des Landes Nordrhein-Westfalen hat mitgeteilt, daß in 
die Untersuchungen des Chemischen Ländesuntersuchungs- 
amtes Münster, um einen Überblick zu erhalten, inwieweit 
Lebensmittel zur menschlichen Belastung mit PCDD/PCDF 
beitragen, verstärkt sowohl tierische als auch pflanzliche Pro- 
ben einbezogen wurden. Erste Ergebnisse sind in dem Jahres- 
bericht 1987 des Chemischen Landesuntersuchungsamtes auf- 
geführt. 

c) Auf der Grundlage von Empfehlungen des Bundesgesund- 
heitsamtes wurden in Baden- Württemberg bei den dort 
bekanntgewordehen Fällen der mit PCDD/PCDF belasteten 
Flächen Empfehlungen für die Nutzung gärtnerischer und 
landwirtschaftlicher Flächen ausgesprochen. 

d) Belastungen des Trinkwassers mit PCDD/PCDF sind bisher 
nicht bekanntgeworden. Planmäßige Untersuchungen wurden 
dazu bisher aus untersuchungstechnischen und physikalischen 
Gründen nicht durchgeführt. Bei einer Untersuchung von 1 555 
Wasserproben in den USA sind in keinem Fall Dioxine festge- 
stellt worden. 

Eine Belastung des Grundwassers ist bisher nur in Einzelfällen 
in unmittelbarer Nähe einer Hausmülldeponie in Baden-Würt- 
temberg und innerhalb des ehemaligen Werksgeländes der Fa. 
Boehringer in Hamburg festgestellt worden. 


5. Hält die Bundesregierung die Einführung der vom Bundesrat gefor- 
derten verbindlichen Bodenrichtwerte für die zulässigen Dioxinge- 
halte für notwendig? Wenn ja, welche? 
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Angesichts der aufgetretenen Fälle von Bödenbelastungen erach- 
tet es die Bundesregierung für notwendig, für besonders bedenk- 
liche Schadstoffe unter Gesichtspunkten der Gefahrenabwehr 
und des Erfordernisses von Sanierungsmaßnahmen in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern abgestufte Bodenwerte einzuführen. 
Die fachlichen Grundlagen dafür werden im Umweltbundesamt, 
Bundesgesundheitsamt und anderen wissenschaftlichen Einrich- 
tungen unter Auswertung der vorliegenden Erkenntnisse z. Z. 
erarbeitet. Darüber hinaus werden die damit zusammenhängen- 
den Fragen in verschiedenen mit Bodenschutz und Bodensanie- 
rung befaßten Fachgremien erörtert. 

6. a) Bei welchen Dioxingehalten soll der Boden abgetragen werden? 

b) Bei welchen Dioxingehalten soU ein Aufenthalt in der belasteten 
Gegend untersagt werden { Absperrmaßnahmen)? 

c) Bei welchen Dioxingehalten kann der abgetragene Boden nicht 
mehr auf eine normale Erdaushub- oder HausmüUdeponie ver- 
bracht werden? 

a) Allgemein verbindliche Empfehlungen für einen Bodenaus- 
tausch aufgrund von Belastungen durch PCDD/PCDF lassen 
sich derzeit noch nicht angeben. Im Fall Rastatt haben Umwelt- 
bundesamt und Bundesgesundheitsamt übereinstimmend 
empfohlen, bei PCDD/PCDF-Gehalten über 1 000 ng/kg TE 
den Boden nach Maßgabe der Eindringtiefe abzutragen. Auf 
die Antwort zu Frage 12 wird verwiesen. 

b) Aufgrund der unterschiedlichen Örtlichen Gegebenheiten kann 
über Absperrmaßnahmen nur im Einzelfall von den zuständi- 
gen Behörden entschieden werden. 

c) Nach dem Referentenentwurf einer 1. Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Sonderabfall) sollen 
Abfälle, bei denen aufgrund der im Entsorgungsnachweis 
beschriebenen Herkunft oder Beschaffenheit ein gegenüber 
ubiquitär vorhandenen Werten signifikant erhöhter Gehalt an 
organischen Stoffen mit einem Toxizitäts-, Langlebigkeits- 
oder Bioakkumulationsrisiko anzunehmen ist, grundsätzlich 
nicht einer oberirdischen Deponie zugeordnet werden. Nach 
Mitteilung des Ministeriums für Umwelt Baden-Württemberg 
wurde im Falle Rastatt von den zuständigen Behörden ange- 
ordnet, daß dioxinbelastetes Erdreich als Abfall zu entsorgen 
ist. 


7. Spielt die Bodenbeschaffenheit (z. B. schwerer Lettenkeuper 
gegenüber Sandboden) bei der Festlegung von Bodenrichtwerten 
eine Rolle? 


Bei der Diskussion über die Einführung von Bodenrichtwerten für 
PCDD/PCDF wurde es bisher nicht für zweckmäßig erachtet, 
Bodeneigenschaften zu berücksichtigen. Grund dafür sind u. a. 
die noch lückenhaften Kenntrüsse, wie sich verschiedene Boden- 
parameter (z. B. pH-Wert, Humus- und Tongehalt) auf das Verhal- 
ten von PCDD/PCDF im Boden (Mobihtät, Pflanzenverfügbarkeit) 
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auswirken. Die Mobilität von Stoffen im Boden wird im wesentli- 
chen durch Desorptions- und Diffusionsvorgänge in luftgefüllten 
Bodenporen sowie durch den Massenfluß über das Sickerwasser 
bestimmt. PCDD/PCDF sind infolge ihrer hohen Affinität zur orga- 
nischen Substanz und zu weiteren Inhaltsstoffen des Bodens 
sowie ihrer geringen Wasserlöslichkeit unabhängig von der 
Bodenbeschaffenheit weitgehend immobil. 

Bodeneigenschaften spielen auch für die Frage einer möglichen 
Gesundheitsbelastung durch direkte Ingestion (im Hinblick auf 
spielende Kleinkinder häufig der empfindlichste Aspekt) keine 
Rolle. Bei der Festsetzung einer duldbaren täglichen Aufnahme- 
menge wird im allgemeinen die zugeführte, nicht die resorbierte 
Menge eines Stoffes, auf die Bodeneigenschaften einen Einfluß 
haben könnten, berücksichtigt. 


8. Welche Hilfen wurden und werden gewährt 

a) Gärtnern und Landwirten, die unverschuldet durch dioxinbela- 
stete Böden zu Anbaubeschränkung und -verzieht gezwungen 
sind, 

b) Arbeitern und Anwohnern, die an dioxinspezifischen Krank- 
heiten leiden, 

c) Grundstücksbesitzern, deren Böden durch Fremdverschulden 
derart dioxinbelastet sind, daß Anbaustopp und Bodenaus- 
tausch empfohlen bzw. angeordnet wird? 


a) Soweit bei den Fällen von Bodenbelastungen mit PCDD/PCDF 
Nutzungsänderungen angezeigt waren, können bisher nur 
Anbauempfehlungen ausgesprochen werden. Bei dieser 
Rechtslage besteht kein Anspruch auf Entschädigung, so daß 
bisher keine finanziellen Hilfen gewährt wurden. 

b) Spezifische Erkrankungen im Zusammenhang mit Belastungen 
von Böden mit PCDD/PCDF sind bisher nicht bekanntgewor- 
den. In den Fällen von Rastatt und Crailsheim-Maulach wurde 
den betroffenen Bürgern kostenlose medizinische Untersu- 
chung angeboten. Das Land Hamburg hat mitgeteilt, daß die 
Gesundheitsbehörde für die Fragen der Dioxinbelastung eine 
zentrale Beratungsstelle eingerichtet hat und ein Kinderunter- 
suchungsprogramm durchführt. 

c) Nach Mitteilung des Ministeriums für Umwelt Baden- Württßm- 
berg wird im Falle Rastatt z. Z. ein Bodenaustausch hochbela- 
steter Böden eingeleitet. Dabei übernimmt das Land vorerst die 
Kosten der Sanierung, mit dem Ziel, auf dem Rechtsweg den 
vermuteten Verursacher zur Übernahme der Kosten heranzu- 
ziehen. Das Land Hamburg hat mitgeteilt, daß bei einem Fall 
eines aufgehöhten Privatgartens, in dem Dioxin festgestellt 
worden ist, die Untersuchungskosten zur Eingrenzung des 
Schadenfalls von den Wasserbehörden getragen wurden. Die 
Entscheidung über die Kostentragung für die Sanierung steht 
noch aus. Darüber hinaus ist bisher nicht bekannt, daß eine 
Hilfeleistung im Sinne der Fragestellung erforderlich war. 
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9. a) Welche Möglichkeiten gibt es derzeit, die Verursacher von 
Dioxinbelastungen juristisch zu belangen? Wer haftet, wenn 
Verursacher von Dioxinbelastungen zahlungsunfähig geworden 
sind? 

b) Plant die Bundesregierung eine Veränderung der Haftungsver- 
bindhchkeiten bei Bodenbelastungen? Wenn ja, m welcher Hin- 
sicht? 


a) -~ Der Verursacher von Dioxinbelastungen kann ggf. straf- 

rechtlich insbesondere nach §§ 323 ff. StGB zur Verantwor- 
tung gezogen werden. Außerdem können Vorschriften in 
strafrechtlichen Nebengesetzen einschlägig sein. Hier ist 
insbesondere §43 Nr. 1 GefahrstoffVO i. V. m. §27 Chemi- 
kaliengesetz zu nennen. 

— Der Verursacher haftet (zivilrechtlich) derzeit nach folgen- 
den Bestimmungen: 

* Nach § 22 Wasserhaushaltsgesetz besteht eine Gefähr- 
dungshaftung. Dabei sind nach der Rechtsprechung auch 
„vorgezogene Rettungskosten" zu ersetzen, wenn bei- 
spielsweise durch Bodenkontamination eine Grundwas- 
serbelastung und dadurch eine Verletzung geschützter 
Rechtsgüter droht. 

* Es besteht die Verschuldenshaftung nach § 823 Abs, 1, 
§ 823 Abs. 2, § 826 BGB. 

* Ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch richtet sich 
nach § 906 BGB. 

* § 1004 BGB sieht einen Beseitigungs- und Unterlassungs- 
anspruch vor. 

Wenn ein Schädiger zahlungsunfähig geworden ist, tritt even- 
tuell eine für den Schadensfall abgeschlossene Versicherung 
ein (z.B. Betriebshaftpflicht). Im übrigen kommt bei Körper- 
und Gesundheitsschäden die gesetzhche Unfallversicherung in 
Frage (Berufskrankheiten). Schließlich treten die privaten 
Krankenversicherungen oder gesetzlichen Krankenkassen für 
den Geschädigten ein. Sie können grundsätzlich den Schädiger 
in Rückgriff nehmen, doch hängt die Realisierung ihrer 
Ansprüche von der Zahlungsfähigkeit ab. 

b) Ja. Das Kabinett hat am 24. Mai 1989 die Eckwerte und den 
Diskussionsentwurf für ein Umwelthaftungsgesetz zur Kennt- 
nis genommen. Danach soll die Umweltgefährdungshaftung, 
die bisher nach § 22 WHG nur für den Wasserbereich und 
außerdem in einigen Spezialgesetzen - z. B. im Atomgesetz - 
gilt, auf die Umweltmedien Luft und Boden ausgedehnt wer- 
den. Umweltgefährliche Anlagen sollen danach einer Umwelt- 
gefährdungshaftung unterworfen werden, wobei auch der Nor- 
malbetrieb von Anlagen erfaßt wird. 

Für solche Anlagen, bei denen ein besonders hohes Gefahren- 
potential vorliegt, wird außerdem eine Deckungsvorsorge 
zwingend vorgeschrieben. Die Betreiber dieser Anlagen sollen 
also künftig verpflichtet werden, sich wegen etwaiger Scha- 
densersatzansprüche zu versichern. 
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10. Wie beurteilt die Bundesregierung die erhöhte Bodenbelastung 

a) in der Umgebung einer Aluminiumhütte in Rastatt, 

b) in der Umgebung einer ehemaligen Kabelverschwelanlage in 
Crailsheim-Maulach? 


Die PCDD/PCDF-Belastungen in der Umgebung der Metall- 
schmelze in Rastatt und der ehemaligen Kabelverschwelanlage in 
Crailsheim-Maulach werden von der Landesregierung Baden- 
Württemberg als ernste Fälle von Bodenverunreinigungen mit 
langlebigen organischen Schadstoffen angesehen. Die Bundesre- 
gierung teilt diese Einschätzung. 


11. a) Welche Gefährdung für die ansässige Bevölkerung besteht nach 
Ansicht der Bundesregierung aufgrund der festgestellten Dio- 
xinbelastungen in Rastatt und Crailsheim - auch im Vergleich 
mit den Belastungswerten von Seveso? 
b) Welche Gefährdung besteht für Bürgerinnen und Bürger, die 
den Filterstaub aus der Kabelverschwelanlage Maulach als 
Dünger in ihren Gärten verwendet haben? 


Das Ministerium für Umwelt Baden-Württemberg hat dazu mitge- 
teilt, daß 

a) eine akute Gefährdung der Gesundheit nach vorliegenden 
Gutachten des Bundesgesundheitsamtes bei den festgestellten 
Gehalten nicht besteht. Die aus Vorsorgegründen ausgespro- 
chenen Anbauempfehlungen sollen vor allem die Anreiche- 
rung von Dioxinen im Körper und daraus eventuell resultie- 
rende Langzeitwirkungen verhindern. Die Dioxingehalte von 
Muttermilchproben aus Maulach hegen innerhalb des Streube- 
reichs von Werten aus Gebieten ohne spezifische Kontamina- 
tion. 

b) Aus den bisher vorliegenden Ergebnissen der Dioxingehalte in 
den Hausgärten in Maulach ergeben sich keinerlei Hinweise, 
daß jemals Filterstaub als Dünger verwendet worden wäre. 


12. Welche Schritte zum Schutz von Bevölkerung und Umwelt haben 
Umweltbundesamt und Bundesgesundheitsamt in den Fällen Ras- 
tatt und Crailsheim empfohlen? 


UBA und BGA haben im Fall Rastatt empfohlen, bei Werten über 
1 000 ng/kg TE einen Bodenaustausch nach Maßgabe der Dioxin- 
Furan-Eindringtiefe durchzuführen. Für die weitere Benutzung 
der Zone (40-1 000 ng/kg TE) empfahlen beide Behörden, eine 
geschlossene Grasnarbe anzulegen, den Grasschnitt aber nicht zu 
verfüttern. Das BGA wies aber in seiner Stellungnahme zum Fall 
Crailsheim-Maulach darauf hin, daß für den Bodenbelastungsbe- 
reich zwischen 40 und 100 ng/kg TE weitere Untersuchungen 
notwendig seien, da die von dort gewonnenen Daten über die 
Belastung des Grases aus diesem Bereich eine weitere Verwen- 
dung als Viehfutter denkbar erscheinen heßen. 
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Für Böden zwischen 5 und 40 ng/kg TE empfahl das BGA aus 
Vorsorgegründen eine eingeschränkte landwirtschaftliche Nut- 
zung. Bereiche mit weniger als 5 ng/kg TE können nach Empfeh- 
lung des BGA (in Übereinstimmung mit USEPA und NATO- 
CCMS) uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden. 

Empfehlungen dieser Art sind immer auf den jeweiligen Einzelfall 
auszurichten. 
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